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Jnserate

Die erste Ausgabe unseres Blattes ist von der Polizei mit Beschlag belegt
worden wegen des Leitartikels, welcher unter dem Titel: »Ein Angriff auf die Un-

vkklctzlichkcitunserer Abgeordneten«den neuesten Plenar-Beschlußdes Ober-Tribunals

besprach. Wir halten es nicht für gerechtfertigt,ein Ereignißvon solcherWichtigkeit
für die verfassungsmäßigeEntwicklungunseres staatlichenLebens mit Stillschweigenzu

übergehen; da wir aber fürchten müssen, in einem neuen Aufsatz über dies Thema
wiederum die Grenze zu überschreiten,welchedie Behörden für diese Besprechungen
annehmen, so lassen wir hier eine Erklärungfolgen, welche der Geheime Justiz- und

Appellations-Gerichtsrathv. Ammon über diesenGegenstandin der KölnischeuZeitung
veröffentlichthat. Da Herr v. Ammon Mitglied der Kommission war, welcheden

Vexsnssungs-Entwurfausarbeitete, «svmuß seiner Erklärungüber die Bedeutung der

einzelnenParagraphen natürlicheine großeBedeutung beigelegt werden.

Erklärung

Die Entscheidungdes königlichenOber-Tribunals,
welchedie Redefreiheitder Landtags-Mitgliederinsofern
beschränkt-Als sie der Staatsanwaltschaft und den Ge-

richten-Wie es heißt,die Unterschädungvvindizirhob ein

Redner im Bewußtseinseiner Bekufserfüllunggesprochen
habe, oder ob er doloserWeise aus dem Kreise heraus-
getreten, welcher ihm als Landtags-Mitgliedgezogensei,
—

macht es mir am Abende eines seit nahe funfzig
Jahren dem Dienste der GkkechtigkeitgewidmetenLebens
zur GewissenspflichtZeugmßgegen dieseUnterscheidung
abzulegenaus zwei Perioden meines Lebens, worin es

mir beschiedenwar, unmittelbar zu der fraglichenVer-

fassungsbestimmungmitzuwirken Ich glaube dadurch
meinemVaterlande einen Dienst zu leisten, wenn ich
ein Scherflein dazu beitrage, daßeine irrige, den Prä-
cedenzfällenzuwider laufendeund mit höchstbedenklichen
FolgenverknüpfteJtltlsprudenznicht festgehaltenwerde.

Gegen Ende»des MonatsMärz 1848 wurde ich
durch das Minister-cum Camphausenaus meiner noch
jetzt inne habendenStellung nach Berlin entboteu, um

mit an der Gesetzgebungzu arbeiten· Es galt damals,
mildes Oel auf die Wogen zu gießen,welcheden Damm

überfluthethatten, der lange der Erfüllung gemachter
Zusagen und berechtigterErwartungen entgegengestellt



worden war. Als erstes dringendesBedürfniß in dieser
Beziehungstellte sich eine ehrlicheVerfassungdar. Un-
bedmgte Redefreiheitder Ab eordneten in den Kammern,
unter deren alleiniger Discrplin war eines der ersten
Erfordernisse dieser Verfassung Zu ihrer Vorbereitung
und Bearbeitung wurde aus den verschiedenenMiniste-
rien eine Kommission gebildet, welcherich Seitens des

damaligenJustizministersDr· Bornemann als Mitglied
beigegebenwurde.

Jn dieser Eigenschaft habe ich mich wesentlich an

der Vorberathung des Verfassungs-Entwurfsvom 20sten
Mai 1848 betheiligtund die Fassung des § 57:

»Die Mitglieder der Kammern können weder

für ihre Abstimmungin der Kammer, noch für
ihre darin ausgesprochenenMeinungen zur Rechen-
schaft gezo«en werden«

rührt von mir her.
An irgend welcheHintergedankenwurde damals nicht

gedacht,und obwohl der Entwurf in der Minister-Kon-
erenz mancheAenderung erfuhr, so wurde doch der vor-

stehendeParagraph einfach und unverändert darin auf-
genommen.

—— Hätte man eine Unterscheidungwie die
oben erwähntein Reserve halten wollen, so würde ich
wenigstens meine Mitwirkung dazu, als eines ehrlichen
Mannes unwiirdig, rund versagthaben. Den Ehre-umrin-
nern aber, welchedamals das Ministerium bildeten, konnte

ich einen solchenVorbehalt nicht zutrauen. Der Herr
Generalstaatsanwalt Grimm, damals mein Kolle e im

rheinischen Appellationsgerichtshofe, welcher jetzt so charf-
sinnig die obige Distinktion hervorgehobenhat und

welcherdamals mit mir zu gleichemZwecke nachBerlin

berufen war, wo er mit mir dasselbeQuartier bewohnte
und wo wir uns täglichüber unsere Arbeiten unterhiel-
ten, wenn gleich er mit dem Versassungsentwursspeziell
nicht beschäftigtwar, wird sich vielleichtnoch erinnern,
daß man damals keine Hintergedankenhegte.

So ging denn der Versassunsentwurf in die Na-

tional-Versammlung, und diese fa te den-Art. 79 ihres
Vetfassungsentwurfs mit einer Aenderung dahin:
»Sie können für ihre Abstimmungen oder für die
in ihrer Eigenschaft als Abgeordnete abgegebenen
schriftlichenoder mündlichenAeußerungennicht zur
Rechenschaftgezogen werden«

Die Verfassungs-Urkundevom 5. Dezember 1848
:

stellte die Fassung des Entwurfes vom 20. Mai 1848

wieder her.
Bei der Berathung in der Ersten und Zweiten Kam-

mer über die Revision dieser Verfassung wurde die Be-

stimmung übereinstimmendgefaßt:
"

Sie können für ihre Abstimmungen in der Kam-
mer niemalszfür ihre darin ausgesprochenenMei-

nungen nur Innerhalb der Kammer auf dem Grunde
der Geschäftsordnung(Art. 78.) zur Rechen-
schaftgezogen werden.

Zuerst wurde diese Fassung von der Zweiten Kam-

nach dem Vorschlageihrer Revisions-Kommisionange-

nommen, k- der Zentral-Ausschußder Ersten Kammer
schloßsich demnächstderselben an und die Erste Kam-
mer genehmigtedieselbeohne Diskussion

Ich war damals Vorsitzenderdes Zentralausschusses
zur Revision der Verfassung und kann als solcherZeug-
nis; geben, daß weder in demselben,obwohl er aus
Männern sehr verschiedenerpolitischerFärbungbestand-V
—- noch in dem Plenum der Ersten Kammer die geringste
Ausstellungoder Deutelung gegen dieseFassunggemacht
wurde. Auch in der königlichenBotschaft vom 7. Januar
1850, worin mehrere Aenderungen der Verfassung ver-

langt wurden, war von diesemArtikel mit keinem Worte
die Rede. So kam er denn in die Verfassung vom

31. Januar 1850, so wurde er mit derselben vom Könige
und den Abgeordneten beschworen, und so wurde er in
voller Unbedingtheit17 Jahre hindurch verstanden und

gehandhabt—- bis man erst in allerneuester Zeit durch
die bewegtenDistinktionen ihn abzuschwächcnsuchte.

Wo aber die Gesetzgebngmit allen ihren Faktoren
klas- Uud einfach gesprochenund keinerlei Vorbehalt noch

Unterscheidunggemachthat, da kann auch kein Staats-
anwalt und kein Gericht durch Unterscheidungenund

Jnterpretationen die Unverletzlichkeitder Abgeordneten
außerhalbder Kammer schwächen.

Das ist meine tiefe und innige Ueberzeugung,mit

welcher ich stehe und falle.
Köln, den 5. Februar 1866.

Friedrich .v.. Ame-UnI .-

GeheimerJustiz- und Avpellattons-Gerichtsrath.

«') Er bestand ans den Abgeordneten: v. Ammon -(Vorsitzender),
v. Alvenelebem Baumstark (Berichterstatter), Camphausen, Dahi-

mann, Heffter, v-- Jordan, Graf v. Jtzenplitz, Kühne, Mätzke,
Graf v. Pückler· Schmiirkert, v. Wittgenstcin, v. Witzleben

Politische Wochenfchau.

Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat, seit unserm
letzten Wocheni-ericht,am Z. d. Mis. eine Plenarsitznng
ehalten. Jn derselben theilte der Presrdent Grabow nach

Erledigungeiniger geschäftlichenSachen folgendem-vondem

Abg. Hoverbeck und 186 Mitgliedern des Hauses einge-
brachten Antrag mit:

»

Das Haus der Abgeordnetenwolle beschließtnöU Erklakelh

»Ja Erwägung,daß die gerichtlicheVerfolgungDel·Abgg
Twesten und Frentzelwegen Reden, die lle UU Abgeordneten-
hause gehalten haben, von der Staatsanwaltschastbeantragt,
von den Gerichten erster und zlpeltck«;511stanzzwar-abgelehnt,
von dem Strafsenat des Obettklbllvaljsaber zugelassenist, un

Widerspruche mit entgegenstehendenEntscheidungendieser Be-

hörde aus den Jahren 1803 und 1865.

»Ja Erwägung-«daß der Art. 84 der Verfassung»anord-
net: Sie sdie Mitgliederbeider Kaminern) könnensur ihre
Abstiminnngen in«der Kammer niemals, für ihre darin ausk
gesprochenen Meinungen nur innerhalb der Kammeraus

Grund der Geschäftsordnung(Art. 78) zur Rechenschaftge-

zogen werden.

»Ja Erwägung,daß«hierdurch zum Schutze der für die



Wirksamkeit des Landtages unentbehrlichenRedefkelheltseder

Behördeaußerhalbdes Landtagesirgend eine Befugniß,wegen
Reden der Landtagsmitglieder gegen diesele eleUschreitem

unzweideutigabgeschnittenist, daß folglichdie-Staatsanwalt-
schaft und den Gerichten keine Ausdeutung, keine Censur des

Inhalts der Reden der Volksvertretung stieth
»Ja Erwägung,daß jeder Angriff»dieser Art das Vet·

sassungsleben in seinen Wurzeln untergrabtz erklart das Haus
der Abgeordneten: . · «

1) Der Antrag der Staatsanwaltschaft aus gerichtlicheVer-
iolgung der Abgg. Twestenund Frentzelwegen ihrer
Reden im Abgeordnetenhsuse,sowie die Zulassung dieses

Antrages von Seiten des Stafsenatsdes höchstenvGe-
richtshofes,enthalteneine Ueberschreitungder amtlichen
Befugnisseder Staatsanwaltschaftund dir Gerichteund
einen, den Art. 84 der Verfassung verletzendenEingriff
in die Rechte des Abgeordiietenhauses.

:Z)Das Haus der Abgeordneten erhebt zur "Wahrung seiner
Rechte und der Rechte des nach Art. 83 der Verfassung
von ihm vertretenen ganzen Volkes Protest gegen diesen

Eingriff und gegen die Rechtsgiltigkeiteines jeden Ver-
fahrens und jeder Verurtheilung, welchein Folge dieses

Antrages und ähnlicherAnträge der Sxaatsanwalkschaft
gegen seine Mitglieder ergehen mochten.

)

Der Antra wurde nach einer kurzen Debatte, welchenur
die formelle D«ehandlung dis Gegenstandes betraf»da sich
alle Redner im Prinzip damit einverstandenerklärten, zur

Schlußberathnnagestellt, und für dieselbender Abg. v. »For-
kenbeck zuin Referenten, der Abg. Aßinann zum Korre-

feienten ernannt. Die Verhandlungendes«Hauses3werden

am Freitag stattfinden, und soll der Justizministeraufgefordert
werden, in der betreffenden Sitzung zu erscheinen.

Es wird darauf ein Antrag von- Reich ensp erger und

Genossen auf Erlaß einer Adresse an den König ein-

gebracht. Dieselbe soll ebenfalls durch Schlußberathungiin

Hause erledigt werden, und wird derAbg. Gneist zum Re-

ferenten und der Abg. Dis. W alde rk zum Fiorreferentenernannt.

Ein Antrag des Abg. Jung wegen des Erlassesdes

Kriegsministers in Betresf der Prüfung der moralischen
Qualifikation der einjährigen FreiwilligeiLsoll auf
den Wunsch des Antragstellersgleichfalls durch Schlußbe-
MthUUgerledigt werden. Zum Referenten wird der Abg.
Siavenhagen, zum Korreferenten der Abg. Immer-
Ulann ernannt.

Die Abgg Hanimacher und Cornely haben einen An-

trag eingebracht,den zwischen der Regierung und der

Bergijch-Mäkkischen Eisenbahn-Gesellschaft fab-
geschlossenen Vertrag aus seineVerfassungsniäßigkeit·zu
Wüten Derselbe wird der Kommission für die Köln-Min-
dener Angelegenheitüberwiesen.

E3,briilgtdarauf der Kriegsminister einen Geschmit-
WUTTLU- belreffend einen außerordentlichen Geldbe-
daks HJV die Marine. Es wird durch denselben ganz wie

in der abnlichen Vorlagedes vorigenJahres, die Bewilligung
ur Aufnahme einer Anleihe von 10 Millionen

EhsleknSksokderisZur Berathung des Entwurfes soll
eitle KDMIUMWUVVU 2l Mitgliedern gewähltWerden.

Der Finanzmillister übergiebtdarauf die RechnUUgEU
über die Führung des Staatshaushaltesfür 1859, 60, 61

Und 62 mit den Bemerkungen der Oberrechnungskammer.
Die Rechnungenfür 1863 werden vorgelegtwerden, sobalddie-

Bemertnngen der Oberrechnungskammer eingegangen sein
werden. Dieselbenwerden der BudgetsKommissionüberwiesen."

Nachdem darauf der Finanzminister und der Justizininister
noch einige Vorlagen, darunter den Gefetzentwurfwegen all-

mäligerErmäßigung des Zuschlages der Gerichts-
kosten, eingebrachthaben, tritt das Haus in die eigentliche
Tagesordnungem.

Der erste Ge enstand ist eine Jnterpellation des

Abg. Wachsmut fwegen des Eilasses dreier Verordnungen
auf Grund des Artikels 63 der Verfassung, deren Vorlage
zur nachträglichenGenehmigungnoch nicht erfolgt ist.
Diese Jnterpellatxion wird, nach der Mittheilung des

Justizministers, der Kriegsminifter in der nächsten
Sitzung beantworten. Das gleiche wird in Bezug auf
die Jnteipellation des·Abg—»V— Bonin wegen Erlassung
eines Gesetzentwurfesuber die Natur«-Leistungen für
die bewaffnete Macht u. s.»w. erklärt. Es tritt das

Haus darauf in die Debatte «ub»erden Antrag des Abg.
Virchow in Betreff der Vereinigung Lauercbur«s mit
der Krone Preußen. Der Rguin unseres s lattes

gestattet uns nicht, dieseDebatte ausfuhrlich zu geben, zumal
wir diesen Gegenstand schon wiederholt in unserem Blatte

besprochen haben. Wir heben nur hervor, daß der Minister-
präsidentbestritt, daß der Landtag bei dieser Angelegenheit
gefragt werden müsse, und daß er sich dahin aussprach, die

Personalunion der HerzogthümerSchleswig-Holsteinmit Pren-
ßenwürde, wenn sie zu erreichensei, günstigerfür uns sein, als
die Erlangung der Februarforderungen. Das Resultat der
Debatte war die Annahme des Virchow’schenAntrages mit
251 gegen 44 Stimmen. Gegen den Antrag haben, außerden

Mitgliedernder konservativen Partei gestimmt: Minister v. S e l-

chow, Freiherr v. Gablenz, Graf Bethusy, Faucher,
PrincesSmith, Michaelis, Reichensperger, Oster-
rath.

Von den Kommissions-Berathungen ist nur weniges mit-

zutheilen. Die Berathungen der Kommission wegen des Vertrages
mit der Köln-Mindener Bahn besprechen wir in einem beson-
deren Artikel, es bleibt uns nur noch der Antrag mitzutheilen,
welchendie Justiz-Kommission in Bezug auf die Peti-
tion Classen-Kappelmann’s,betr. das Kölner Abgeordne-
tenfest, beschlossen«hat.Der Minister des Innern ließ bei
den Verhandlungen in der Kommissiondurch seinen Kommissar
erklären,er werde das Verfahren der Regierung, das zwar-
nicht allseitigen Beifall gefunden, iin Plenum rechtfer-

tLisgenAuf den Antrag der Abgeordneten Jmmerinann und

achsmuth wurden darauf folgendeResolutionen einstimmig
genehmigt:

»

l) Die amtlichen Maßregeln,welche auf das Verbot nnd
die Verhinderuna des im Juli 1865 von einer Anzahl von

Bewohnernder Rheinlande und Westphalens unternommenen

Festeszu Ehren der Abgeordneten gerichtet waren, stehen im

Widerspruchmit Ari. 29 der Verfassungsurkunde und dem

dazu erlassenenGesetz vom 11 März 1850, betreffend die

Ausübungdes Versammlungs- und Vereiiiiguiigsrechtes.
2) Der Minister des Jnnern hat seine Pflicht dadurch

verletzt, daß er ans die Beschwerde vom re. keinen Bescheid
erlassenhat.

Z) Der Minister Jnnern war verpflichtet, die gesetz-
widrigen Maßregeln teilt-Dr untergeordneten Beamten sofort
zu verhindern.

4) Der Oberprokurator ist verpflichtet, auf Grund deo

§ 315 des Strafgesetzbuchesgegen den Sieg-Präsidentenvon

Möller und den PolizeipräsidentenGeiger in Cöln, sowie
gegen den BürgermeisterEich zu Longerichund Schanrte
zu Deutz wegen Mißbrauchs der Staatsgewalt die straf-
rechtlicheVerfolgungherbeizuführen.



Nach der Aeußerungdes Justizminifters, daß der Kriegs-
minister die Wachsmuth’scheJnterpellation beantworten werde,
darf man annnehmcn, daß Herr v. Roon jetzt die poli-
tische Führung des Kabinets übernommen habe.

In Bezug auf die Ansichtdes Ministerpräsidenten,die

Personal-Union sei vortheilhafterals die Erfüllung der

Februar-Forderungen, musanwir-ZunsereAnsicht dahin aus-

sprechen,daß dies, WEUU DIE Herzogthümerdabei ihre geson-

äerltlePilitairverwaltungbehalten sollen, offenbar nicht der

Ia it.

,-—

Der Staat unddie Aktionäre der Köln-Miasma
Eisenbahn-Gesellschaft

Wir haben in unserem Blatte schon wiederholt den Ver-

tragbesprochen,welchen der Staat am 10. August des vori en

Ja res mit den Aktionären der Köln-Mindener Eisenbahn-
Gesellschastgeschlossenhat. Wir haben stets unsere Ansicht
dahin ausgesprochen, daß das Verhältniß des Staates zu
dieser Gesellschaft,welches dur verschiedeneGesetzefestgestellt
worden ist, auch nur durch esetzegeändertwerden könne,
und daß deshalb jener neue Vertrag, um rechtsverbindlichzu
sein, der Zustimmung sämmtlicherFaktoren der Gesetzgebung
bedarf. Es ist dies von Seiten der gierung sowohl als

auch der Aktionäre nicht für nöthig era tet worden, und man

hat den Vertrag in Wirksamkeit treten lassen, ohne daßman

vorher die Zustimmungder beiden Häuserdes Landtagesnach-
gesuchthat.

Es

hat
in cFolgedessen der Abg. Becker im Abgeord-

netenhau e den Antrag gestellt: »Das aus der Abgeordneten
wolle beschließen:den zwischender könig ichen Staatsregierung
und der Köln-Mindener Eisenbahn-Gesellschaft
unter dein 10. August 1865 geschlossenenund durch die

Gesetzsammlung(1865, Nr. 44) veröffentlichtenVertrag, be-

treffend Aufhebung der dem Staate zustehendenAmortisation
der Köln-Mindener Eisenbahnaktien nach seiner Verfas-
sungsmäßigkeit zu prüfen.«

Dieser Antrag ist einer besonderenKommissionüberwiesen
worden, nnd diese hat nach mehreren Berathungen, bei wel-

chen Vertreter der Staatsregierung zugegen waren, welcheje-
doch über die Verhandlungen, die dem Abschlußjenes Ber-

trages vorangegangen sind, keine Auskunft gegebenhaben,
auf den Vorschlag des Referenten, Abg. Lasker, beschlossen,
dem Abgeordnetenhauseeinen Antrag zur Annahme zu
empfehlen,nach welchemdes Haus

,Jn Erwägun ,

daß die Regierung nicht befugt ist, ohne Zustimmung
des Landtages solchesStaatsvermögen,welches als Ein-

nahmequelle dient, zu veräußern,zu belasten oder sonst
einer kontraktlichenVeränderungzu unterwerfen,
daß StaatsveiträgeUnd Rechtsverhältnissedes Staa-

tes, welcheauf Grund eines besonderen Gesetzeszu Stande

gekommen oder wirksam gemachtwaren, nur unter Mit-

xvirkungaller Gesetzgebungsfaktorenabgeändertwerden

onnen,

beschließt,daß die Genehmigungs- nnd Bestätigungs-kaUndk,
betreffend den Vertra mit der Köln-MindenekEisenbahn-

gesellschaft
vom 10. ugust 1865 und die auf Grund dessel-

en beschlossenenStatutennachträgeverfassungswidrigund da-

sher rechtsungültigsind, daß dieser Vertrag und die im Jahre
1865 erfolgte zweite Emission von 13 Millionen Stamm-
Aktien für den Staat unverbindlich sind, und daß bis zu

eineranderweitengesetzlichenRegelung der Vertragsverhältnisse
die friiheren Bestimmungenungeschmälertbestehen bleiben.

Wenn dieser Antrag, was wir nicht bezweifeln, vom

Hause angenommen»wird,so fra t es sich, welchen Einfluß
derselbeauf die Aktien der Köln- indener Eisenbahn-Gesell-
schaft ausüben wird.

«

Da hört man denn vielfach die Ansicht aussprechen,daß
die Annahme des Antrages ein Schla ins Blaue sei: es
wurde kein Aktionär dadurch seinen Besitzgefährdetsehen,
und es würde dieser Besitz auch in Wahrheit nicht gefährdet
sein. Ja selbst wenn einst ein Ministeriumjn Preußen sein
würde,welches sehr geneigt sei, den Beschlußauszuführen,so
sei eine solcheAusführungnicht möglich,die Aktien würden
alsdann so und so oft ihren Besitzer gewechselthaben, und
man könne die zufälligenBesitzer nicht mehr verantwortlich
machen für etwas, das ihre Vorgänger gethan haben und
was sie selbstnicht hättenverhindern können. Wir glauben,
daß eln solcher Schluß falsch ist, und daß wir mit dieser An-

sichtnicht«alleinstehen, sondern daß sie von vielen Besitzern
disserAktiengetheilt wird, das beweist der Umstand, daß die
Koln-Mindener Eisenbahn-Aktienseit dein Tage, an welchem
der Abg. Becker seinen Antrag stellte, erheblich im Preise ge-
sunken sind. ,

Es läßt sich aber auch sehr leicht nachweisen, daß die

Voraussetzungvon der Unmöglichkeit,jenen Beschlußeinst in

Wirksamkeit treten zu lassen, vollständigin der Luft schwebt.
Von dem Tage an, wo der Abschlußjenes Vertrages be-

kannt wurde, hat die öffentlicheStimme sich laut und ver-

nehmlich darüber ausgesprochen, daß derselbe zu seiner Gül-

tigkeit·der Genehmi ung des Landtages bedürfe,und es hat
wahrlich nicht an ’rma nungen an die Aktionäre gefehlt,
auf der Generalversamm ung,· die über die Annahme oder
Ablehnung des Vertrages beschließensollte, gleichzeitig ihre
und des Landes Rechtewahrzunehmen DieseErinabniingen
sind ungehörtverhallt, die Aktionäre haben den Vertrag un-

bedingt angenomtnen, und sie haben es sich daher selbst u-

zuschreiben, wenn sie sich einen nnsicherenBesitz geschaffen
haben, der ihnen eines Tages wieder entzogen werden kann.
In demselben Falle befinden sich alle diejeni en, welche die
neuen Aktien kaufen, die auf Grund jenes ertra es aus-

gegebenworden sind. Sie mußtenwissen,welcheUnsicherheit
jenen Aktien inUeWVhUt,und wenn sie dieselben trotzdem ge-
kauft haben und noch kaufen, so haben sie ein Spekulations-
geschäftgemacht-»dessenGefahren sie tragen müssen. Wann

diese Gefahr an sie herantreten wird, das ist eine Frage, die

sich heut nicht entscheidenläßt, aber die Zeit wird kommen,
wo das Recht der Volksvertretung in Bezug auf diesen Ver-

trag zur vollen Geltung kommen wird, und die Besitzer jener
Aktien werden alsdann vergeblich nach einem Grund suchen,
welcher die Staatsgewalt bestimmen könnte, dieses Recht nicht
auszuüben

Berichtigung-

Jn dem Artikel: der «Militlli»t-Etat,welcher in Nr. 4

dieses Blattes enthalten »Ist-»befindetsich ein Rechenfehler,
welchen zu berichtigen Wlk iUr nothwendig halten« Die
Summe des in den 18 Jahren von 1849—-—66 für das

Militair ausgegebenenGeldes beträgt nämlichnicht, wie dort

angegeben,601,697,942Thlr., sondern701,489,995 Thlr.,
wodurch sich naturlich auch die Durchschnittssumineum mehr
als fünf Millionen erhöht, nnd sind demgemäßalle auf
diesenDurchschnittbezüglichenZahlen zu ändern.
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